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Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Abfallentsorgung 
- Abfallgebührensatzung - 

vom 28.11.2012 

und 

1. Änderungssatzung  
zur Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Abfallentsorgung  
- Abfallgebührensatzung - 

vom 27.11.2013 

 
 
 
 
 
 
 

2. Änderungssatzung  
zur Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Abfallentsorgung  
- Abfallgebührensatzung - 

vom 03.12.2014 

Präambel 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree 
hat am 27.11.2013 aufgrund des § 9 Bran-
denburgischen Abfall- und Bodenschutzge-
setzes, § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg und §§ 1, 2, 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg in der jeweils gültigen 
Fassung sowie der Satzung des Landkreises 
Oder-Spree über die Abfallentsorgung – 
Abfallentsorgungssatzung - die folgende  
1. Änderungssatzung zur Abfallgebühren-
satzung beschlossen. 

Präambel 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree 
hat am 03.12.2014 aufgrund des § 9 Bran-
denburgischen Abfall- und Bodenschutzge-
setzes, § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg und §§ 1, 2, 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg in der jeweils gültigen 
Fassung sowie der Satzung des Landkreises 
Oder-Spree über die Abfallentsorgung – 
Abfallentsorgungssatzung - die folgende  
2. Änderungssatzung zur Abfallgebühren-
satzung beschlossen. 

 Artikel 1 
Die Abfallgebührensatzung wird wie folgt 
geändert: 

§ 7 Festsetzung der Fälligkeit der 
Gebühren 

(2) Die Gebühren werden wie folgt erhoben 
und fällig: 

a) Die Festgebühr für alle Grundstücksarten 
wird durch einen Jahresgebührenbescheid 
festgesetzt.  

Sie ist in zwei Raten – zum 01.04. und 
01.10. des Erhebungszeitraumes – fällig. 
Ausgenommen hiervon sind Erholungs-
grundstücke. 

Die Festgebühr für Erholungsgrundstücke ist 
zum 01.07. fällig. 

§ 7 Festsetzung der Fälligkeit der 
Gebühren 

(2) Die Gebühren werden wie folgt erhoben 
und fällig: 

a) Die Festgebühr für alle Grundstücksarten 
wird durch einen Jahresgebührenbescheid 
festgesetzt.  

Sie ist in zwei Raten – zum 01.04. und 
01.10. des Erhebungszeitraumes – fällig. 
Ausgenommen hiervon sind Erholungs- 
und Gartengrundstücke. 

Die Festgebühr für Erholungs- und Garten-
grundstücke ist zum 01.07. fällig. 

§ 8 
Ermäßigung der Gebühren 

(1) Die Festgebühr nach § 5 Absatz 1 kann 
auf Antrag des Grundstückseigentümers für 
die Personen teilweise oder ganz erlassen 
werden, die im laufenden Jahr nachweislich 
länger als drei Monate im Kalenderjahr 
zusammenhängend von ihrem Wohnsitz aus 
Gründen ihres Berufes, der Ausbildung oder 
wegen Ableistung des freiwilligen 
Wehrdienstes dauernd abwesend sind. 

§ 8 
Erlass/Reduzierung der Gebühren 

(1) Die Festgebühr nach § 5 Absatz 1 kann 
auf Antrag des Gebührenpflichtigen für die 
Personen teilweise oder ganz erlassen wer-
den, die nachweislich länger als sechs 
aufeinander folgende Monate im Kalen-
derjahr aus Gründen des Berufes, der 
Ausbildung oder wegen Ableistung des 
freiwilligen Wehrdienstes dauerhaft von 
ihrem Wohnsitz abwesend sind. 
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Der Antrag ist schriftlich mit der Vorlage ak-
tueller Nachweise, aus denen der Aufent-
haltsort und eine begründete Anwesenheits-
pflicht hervorgehen, einzureichen und gilt 
frühestens ab dem Ersten des Folgemonats 
nach der Antragstellung für das jeweilige 
Kalenderjahr. 

Ein Erlass kommt nur insoweit zum Tragen, 
dass zumindest eine Person pro Grundstück 
gebührenpflichtig ist. 

Der Antrag ist schriftlich mit der Vorlage ak-
tueller Nachweise nach § 23 VwVfG, aus 
denen der Aufenthaltsort und eine begrün-
dete Anwesenheitspflicht hervorgehen, 
einzureichen und gilt frühestens ab dem 
Ersten des Folgemonats nach der Antrag-
stellung für das jeweilige Kalenderjahr. 

Ein Erlass kommt nur insoweit zum Tragen, 
dass zumindest eine Person pro Grundstück 
gebührenpflichtig ist. 

… 

(3) Auf Antrag können die Mindestent-
leerungen nach § 6 Absatz 2 der Abfallent-
sorgungssatzung von vier auf zwei pro 
Kalenderjahr für einen 120-Liter-Abfallbehäl-
ter reduziert werden, wenn auf einem Grund-
stück nur eine Person amtlich gemeldet ist 
und keine Abfallgemeinschaft mit einer 
Gewerbeeinheit gebildet wurde. 

… 

(3) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen 
können die Anzahl der Mindestleerungen 
nach § 6 Absatz 2 der Abfallentsorgungs-
satzung von vier auf zwei pro Kalenderjahr 
für einen 120-Liter-Abfallbehälter reduziert 
werden, wenn auf einem Grundstück nur 
eine Person amtlich gemeldet ist und keine 
Abfallgemeinschaft mit einer Gewerbeeinheit 
gebildet wurde. 

 Artikel 2 
Diese Änderungssatzung tritt zum 
01.01.2015 in Kraft. 

Beeskow, den 

Zalenga 
Landrat 

 


